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bedarf wird v. a. im Patentrecht hinsichtlich des Verfahrens und auch der Voraussetzungen 
der Patenterteilung (in einem gewissen Umfang) gesehen.

Maamar gibt abschließend wohltuend klar und knapp gefasste, auf das Wesentliche re-
duzierte und sich klar aus der Argumentation ergebende Empfehlungen an das Urheber- 
und Patentrecht im KI-Zeitalter ab. Es ist eine schon per se beeindruckende Leistung, 
dass Maamar hier nicht, wie viele, mit einer seitenlangen Liste an Bulletpoints aufwartet, 
sondern mit gezählten fünf Empfehlungen im Umfang von 1–2 Sätzen, von denen zu 
hoffen ist, dass sie jeder Normgeber auf nationaler und europäischer Ebene liest, bevor 
ein weiterer Gesetzgebungsvorschlag in der Sache gemacht wird. Jeder über das in diesen 
Empfehlungen Gesagte hinausgehende Vorschlag wird sich an den von Maamar vor-
gebrachten Argumenten zu messen haben.

Zusammenfassung

Die Arbeit ist ein seltener Glücksfall. Maamar hat ein Thema erkannt und (für sich) ab-
schließend bearbeitet, knapp bevor ein ungeheuerlicher technischer „Hype“ losbrach, zu 
dem die Arbeit als „Stimme der Vernunft“ unbedingt und in jeder Hinsicht etwas beizutra-
gen hat, indem sie ihn relativiert. Sie gelangt zu einer wohlbegründeten und ausgewoge-
nen Bewertung des Phänomens KI und seines immaterialgüterrechtlichen Schutzes, an 
der man schon deshalb nicht vorbeikann, weil sie mit guten Argumenten nicht in den all-
gemeinen schnellen Ruf nach dem Gesetzgeber einstimmt, sondern die Tauglichkeit der 
lex lata in einem wohlabgegrenzten Gebiet in aller Breite und Tiefe ansieht und im Ergeb-
nis in vielfacher Hinsicht freundlich bewertet, ohne dabei ins Phrasenhafte abzugleiten.

Obwohl (oder weil) sich die Arbeit streng und fast ausschließlich an der nationalen 
deutschen Rechtslage orientiert und obwohl (oder weil) sie aufgrund ihres zeitlichen Ent-
stehungsrahmens weder den technischen Hype noch die europäischen Gesetzgebungsakte 
in Reaktion und Begleitung des Hypes (AI Act, Data Act, Chips Act etc.) thematisieren 
konnte, ist ihr unbedingt zu wünschen und ist zu erwarten, dass sie einen internationalen 
Leserkreis findet, der die Gründe und Grenzen eines immaterialgüterrechtlichen Schutzes 
von Computern als Schöpfer differenziert verstehen will. Damit geht die Bedeutung des 
Textes weit über die engere immaterialgüterrechtliche Fachdiskussion hinaus, zu der sie 
allerdings auch eine außerordentliche Vielzahl an Erkenntnissen und Argumenten bei-
zutragen hat.
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1. Das mit 465 Textseiten gewichtige Werk von Lucie Antoine zur Reichweite von Ände-
rungs- und Bearbeitungsbefugnissen erscheint zur rechten Zeit. Es trifft die seit mehreren 
Jahrzehnten schwelende Auseinandersetzung um die Reichweite der Freiheit zur Nutzung 
vorbestehender Werke zu Zwecken kultureller Weiterentwicklung im Fall „Metall auf 
Metall“ (Pelham, BGH, Beschl. v. 14. 9. ​2023 – I ZR 74/22), obgleich es auf diesen Konflikt 
nicht abzielt. Wie der Haupttitel des Buches verrät, geht es um „verändernde Werknutzun-
gen“. Erst der Untertitel stellt klar, dass es (auch) um „Computerprogramme“ geht. Den 
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ersten 200 Seiten des Buches merkt man das allerdings kaum an. Die Verfasserin beginnt 
ihre Ausarbeitung mit dem berühmten, vielfach Isaac Newton (von anderen Johannes 
von Salisbury und Bernard von Chartres) zugeschriebenen Satz, wonach Zwerge, die auf 
den Schultern von Giganten sitzen, weiter blicken können: Kultur entsteht nicht aus dem 
Nichts, sondern aus der Weiterentwicklung des Vorbestehenden. Sie sind oft nur möglich, 
wenn Zugang zu den Werken der Vergangenheit besteht, wenn man also auf die Schultern 
der Giganten der Vergangenheit klettern darf. Ein solcher Zugang zu den Leistungen der 
Vergangenheit kann durch eine allzu sehr auf Kontrollrechte und Ausschließlichkeits-
rechte setzende urheberrechtliche Eigentumsordnung versperrt sein. Wie löst man diese 
Sperren? Die Verfasserin untersucht diese Frage in zwei Argumentationswellen. Ausgangs-
punkt für die Schrift ist die Freiheit der Weiterentwicklung von Softwareprogrammen, 
etwa durch Einführung neuer Inhalte, Funktionen oder das Reparieren von Mängeln. 
Dahinter steckt allerdings für die Verfasserin die allgemeine urheberrechtliche Frage, wie 
nämlich das mehr und mehr unionsrechtlich dominierte Urheberrecht den Konflikt zwi-
schen Ausschließlichkeit und Zugang generell löst. Daraus möchte sie Schlüsse auch für 
das softwarespezifische Dilemma der Weiterentwicklung von Technologie ziehen.

2. Das Erkenntnisinteresse geht dahin, eine „äußere Grenze des urheberrechtlichen Schutz-
bereichs“ zu definieren, der Raum für verändernde Werknutzungen eröffnet (S. 7 f.). Me-
thodisch untersucht wird, ob der dogmatische Ort für diese Grenze das Schutzobjekt, der 
Schutzumfang oder die Schrankenebene ist. Alle drei Möglichkeiten werden erörtert, die 
Lösung sieht die Verfasserin in einer „schutzgegenstandsbezogenen Auslegung“ der urhe-
berrechtlichen Verwertungsrechte, also des Schutzumfangs. „Schutzgegenstandsbezogen“ 
meint dabei nicht die Ebene des Werkbegriffs oder die Definition des Objektes von Leis-
tungsschutzrechten, sondern die Funktion von Schutzrechten, welche die Verfasserin 
darin sieht, dem Rechteinhaber eine „Marktchance auf angemessene Vergütung“ zu er-
öffnen, diese Marktchance aber nicht auf allzu viele sekundäre und Anschlussnutzungen 
zu erweitern, sondern sie auf Primärmärkte zu begrenzen. Damit verengt sich die Funk-
tionsdebatte auf ökonomische Erwägungen, was für den Schutz von Software zutreffend 
sein dürfte, bei den übrigen Werkarten allerdings etwas eng führt.

3. Auf dem Weg zur Ausfüllung ihrer These arbeitet sich die Verfasserin vor in die Bereiche 
des Werkschutzes, den sie für unionsrechtlich harmonisiert hält. Bei den Verwertungs-
rechten sieht sie gleichfalls eine Vollharmonisierung der wesentlichen urheberrechtlichen 
Befugnisse, nämlich Vervielfältigungsrecht, Recht der öffentlichen Wiedergabe und Ver-
breitungsrecht. Das Bearbeitungsrecht, welches das Unionsrecht nur im Bereich von 
Software und Datenbanken kennt, geht für sie dabei im Vervielfältigungsrecht auf (wie 
das in Deutschland wohl auch der BGH spätestens seit den Entscheidungen Pelham und 
Porsche sieht). Für die Reichweite der Verwertungsrechte sieht sie allerdings keine feste 
Definition, sondern sie kommt nach akribischer Analyse der EuGH-Rechtsprechung zu 
dem Ergebnis, dass der Gerichtshof bei allen Verwertungsrechten „schutzgegenstands-
bezogen“ „immanente“ Grenzen formuliert, weil das Gericht einerseits die Funktionen des 
Rechtsschutzes (Vergütungssicherung, Investitionsschutz) zum Anlass nimmt, die Befug-
nisse zu konturieren, andererseits eine grundrechtsbezogene Interpretation dazu nutzt, 
die Befugnisse zum Schutz von Kunst- und Meinungsfreiheit auch zu begrenzen. Auch auf 
der dritten Ebene – den Schranken – könnte man so vorgehen, allerdings sieht die Verfas-
serin hier weniger Potential für flexible Zugangsfreiheiten, weil Schranken typischerweise 
konkret und eng zugeschnitten sind. Sie votiert also für eine Lösung auf der Ebene des Zu-
schnitts der Verwertungsrechte. Im Ergebnis wird deren Schutzumfang damit flexibilisiert.
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4. Da Ziel der Arbeit die Definition konkreter Grenzen für Ausschließlichkeitsrechte ist, 
muss Antoine nun ein Referenzsystem finden, mit dem sie die Schutzfunktion definieren 
kann. Sie sieht dieses weitgehend in einer ökonomischen Definition des Urheberrechts, 
also einer Fokussierung des Rechts auf seine wirtschaftlichen Funktionen, nämlich die Si-
cherung einer angemessenen Vergütung und – im Falle reinen Investitionsschutzes, etwa 
von Tonträgern oder Softwareentwicklern – in der Amortisation von Investitionen. Was 
erforderlich ist, um diese beiden Funktionen zu sichern, gehört zum Ausschließlichkeits-
recht, darüberhinausgehende Befugnisse sollen dagegen nicht mehr umfasst sein.

5. In der Analyse des geltenden Rechts und seiner Auslegung durch die Gerichte sieht An-
toine hier Flexibilisierungspotential. Das deutsche Recht sieht sie auf einem falschen Weg, 
wenn dort versucht wird, über ein Bearbeitungsrecht die alte Verblassensformel wieder 
einzuführen. Das sei auch unionsrechtlich nicht gangbar. Ihre eigene Lösung geht dahin, 
genauer zu untersuchen, welche ökonomischen Märkte zum Zwecke der Vergütungssiche-
rung dem Rechteinhaber zuzuweisen sind, die darüberhinausgehenden Nutzungen aber 
freizugeben, sofern dies für Zwecke der Kunst-, Meinungs- und technischen Weiterent-
wicklungsfreiheit nötig ist. Bei der öffentlichen Wiedergabe etwa stimmt sie dem EuGH 
zu, wenn dieser den Grad der ursprünglich lizenzierten Öffentlichkeit dem Recht der öf-
fentlichen Wiedergabe zuschlägt, die Kontrolle einer Nutzung über Linking oder Framing 
allerdings freistellt. Beim Verbreitungsrecht hadert sie mit der EuGH-Entscheidung im 
Fall Used Soft und meint, dass die Entscheidung in Tom Kabinet genauer erfasst hat, dass 
die Primärnutzung eines Buches nicht durch Weiterverleihen unterhöhlt werden darf. Im 
Falle des Vervielfältigungsrechts ist die Lösung komplizierter, weil hier die tragende Ent-
scheidung im Fall Pelham nicht den Werkschutz, sondern den Tonträgerherstellerschutz 
betraf. Hier sympathisiert sie am deutlichsten mit der marktbezogenen Betrachtung: zum 
Primärmarkt gehört die Vermarktung des Ursprungswerkes, nicht aber die einer derivati-
ven Schöpfung unter Nutzung von Tonfetzen aus dem Original.

6. Diese Gedanken überträgt sie im hinteren Teil des Buches auf die Nutzung von Com-
puterprogrammen. Sie kommt hier über eine Analyse der Ausnahmebestimmungen der 
Computerrechtsrichtlinie zunächst zu dem Ergebnis, dass die Freiheit zur Weiterentwick-
lung praktisch nicht oder nur in marginalen Bereichen besteht, weil Schranken entweder 
vertraglich ausgeschlossen werden dürfen oder vom Umfang her so begrenzt sind, dass 
sie allenfalls den „Werkgenuss“, also die Nutzung des Programms erlauben, nicht aber 
Technologieförderung ermöglichen. Hier sei daher die „schutzgegenstandsbezogene“ 
Konturierung besonders wichtig. Inhaltlich geht es auch hier darum, Primärmärkte zu 
definieren, die dem Softwarerechteinhaber zugewiesen werden, Sekundärmärkte aber für 
technologische Weiterentwicklungen freizugeben. Den naheliegenden Einwand, dass Ge-
richte mit einer solchen Marktabgrenzung überfordert sein könnten, lässt sie nicht gelten, 
weil die Spezialkammern einerseits an solche Betrachtungen gewöhnt seien, andererseits 
stets die Möglichkeit zur Heranziehung sachverständiger Hilfe bestünde. Insgesamt sei die 
„schutzgegenstandsbezogene“ Konturierung von Verwertungsrechten daher der system-
konforme Weg, verändernde Werknutzungen zuzulassen.

7. Das Buch ist vor allem im ersten Teil gut zu lesen, im hinteren Teil wird dem Leser 
einiges mehr an Konzentration abverlangt. Der Wurf ist für eine Dissertation groß, die 
Fleißarbeit bei der Durchleuchtung vor allem der EuGH-Rechtsprechung und des Richt-
linienrechts beeindruckend. Der Versuch, ein Grundproblem des Urheberrechts (und des 
Immaterialgüterrechts insgesamt) mit systemimmanenten Mitteln zu lösen, nicht ganz 
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neu, aber konsequent durchgeführt. Systemkritiker werden die Lösung als konservativ 
empfinden, Pragmatiker hingegen darauf verweisen, dass ein international, supranational 
und auch inländisch abgesichertes Rechtsgebiet nur so in seiner Anwendung rechtssicher 
weiterzuführen ist.

8. Interessant ist, dass der Versuch zu der einen oder anderen Erkenntnis führt, die ver-
mutlich bei Beginn des Unterfangens noch nicht absehbar war. So zeigt sich recht deutlich, 
dass das Softwareurheberrecht mit den allgemeinen urheberrechtlichen Mitteln (Mei-
nungsfreiheit, Kunstfreiheit) praktisch nicht zu lockern ist. Auch sein Schutzgegenstand 
ist kaum definiert oder definierbar, Schranken funktionieren nicht in dem Maße, in dem 
die Info-Soc-Richtlinie sie gefasst hat. Nicht einmal die Vergütungsfunktion zugunsten 
menschlicher Schöpfer hat eine nennenswerte Bedeutung in diesem Gebiet. Man sieht 
also auch fünfzig Jahre nach der erstmaligen Diskussion um den richtigen Platz für den 
Schutz von Software deutlich, dass der Urheberschutz eine reine Krückenlösung ist, also 
nahezu vollständig mit spezialgesetzlichen Überlegungen zu konturieren ist. Streng ge-
nommen hätte die Arbeit, die wohl beim Softwareschutz ursprünglich ansetzen wollte, 
daher wesentlich kürzer ausfallen können. Reduziert man das Urheberrecht auf die öko-
nomische Anreiz- und Marktordnungsfunktion, bleibt es etwas gewagt, den Gerichten 
die Definition von Marktchancen zu überantworten. Das ist eigentlich eine Aufgabe, die 
der Gesetzgeber selbst lösen müsste (Art. 14 Abs. 1 S. 2 GG). Manche Definitionselemente 
bleiben vage: Wann ist eine Vergütung „angemessen“? Wann ist ihre Zuweisung, „erfor-
derlich“, um eine Marktchance wahrzunehmen?

9. Im allgemeinen urheberrechtlichen Teil habe ich persönlich die Betonung der öko-
nomischen Funktionen als etwas einseitig empfunden. Die Ökonomie hat immer noch 
größte Schwierigkeiten damit, künstlerische, kommunikative oder kulturelle Freiheiten 
überhaupt zu definieren, geschweige denn sie zu quantifizieren, um Effizienzbetrachtun-
gen anzustellen. Auf diesem Gebiet ist auch die auf eine Vergütungsfunktion bezogene 
Schutzzweckdebatte aus meiner Sicht zu eng. Meinungs- und Kunstmärkte sind auch nicht 
nur ökonomische Märkte, sie sollten jedenfalls nicht nur ökonomisch gesteuert werden. 
Würden sie so gesteuert werden, wäre es jedenfalls nicht selbstverständlich, richterlich 
festzulegen, dass ein Tonproduzent (wie Kraftwerk) zwar die Befugnis hat, seine eigene 
Musik individuell zu vertonen, nicht aber die Chance zu nutzen, diese individuell erzeug-
ten Töne auch auf Lizenzmärkten zur Quersubvention seines Schaffens zu nutzen. Öko-
nomisch erklärbar scheint es mir auch nicht festzulegen, dass die Freiheit zur Erzeugung 
einer neuen Musik- oder Kunstgattung hier eine Schranke gebietet. Etwas anfechtbar ist 
die ökonomische Betrachtung des Unionsurheberrechts auch, wenn es um die Funktion 
von Urheberpersönlichkeitsrechten geht. Wie erklärt man ökonomisch, dass die Erben 
von Deckmyn sich gegen die Verwendung der Suske & Wiske-Comics für ein ausländer-
feindliches Wahlplakat wenden dürfen, allerdings dies nur nach Maßgabe des nationalen 
Rechts, weil das Urheberpersönlichkeitsrecht ja nicht harmonisiert ist, also vom EuGH 
gar nicht mit Inhalt gefüllt werden darf ?

10. Die Arbeit von Lucie Antoine behandelt nicht nur ein spannendes Thema, sie provo-
ziert auch Debatten. Was mehr kann man von einer wissenschaftlichen Monografie er-
warten?
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